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Außenhandel

Die wirtschaftliche Situation 

zwingt zu enger Zusammenarbeit im RGW
Dr. W e rn e r^ u m p e l, München

J ede Form w irtsdiaftlidier Integration hat neben 
funktioneilen audi institutionelle Aspekte. Grund­

sätzlich sind zwei Formen zur Lösung der institutio­
neilen Probleme möglich; einmal die Schaffung supra­
nationaler Behörden, an die Souveränitätsredite von 
den in den Integrationsprozeß einbezogenen Ländern 
delegiert werden; zum ändern die Schaffung in ter­
nationaler Institutionen und Organisationen, an denen 
alle oder einzelne M itgliedstaaten der W irtschafts­
gemeinschaft beteiligt sind.

Im Rahmen eines Integrationsprozesses von Zentral­
verwaltungswirtschaften sind übernationale O rgani­
sationen und Einrichtungen besonders notwendig, da 
ohne sie eine zentrale Lenkung und Koordination 
des wirtschaftlichen Geschehens nicht gewährleistet 
werden kann. Die bisher im Rat für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe (RGW) entwickelten Formen der Lei­
tungsintegration sind jedoch bescheiden. Sie werden 
sowohl von Ökonomen als auch von Politikern als 
ungenügend angesehen.

KEINE VERBINDLICHEN ENTSCHEIDUNGEN DES RGW

Die Form supranationaler Behörden wird vorläufig 
nicht praktiziert, und es besteht gegenwärtig auch 
keine Aussicht auf ihre Einführung. An die beste­
henden Organe des RGW werden keine Souveräni­
tätsrechte abgetreten; sie haben dementsprechend 
keine Befugnis, für die M itgliedstaaten verbindliche 
Entscheidungen zu fällen und rechtsverbindliche An­
weisungen auszusprechen. Ihre Kompetenz besteht 
lediglich darin, Beschlüsse zu fassen, die organisa­
torische und Verfahrensfragen betreffen, sowie Emp­
fehlungen über Fragen der wirtschaftlichen und tech­
nisch-wissenschaftlichen Zusammenarbeit auszuspre­
chen. Die Satzung des RGW sieht zwar vor, daß die 
M itgliedsländer „die Erfüllung der von ihnen ange­
nommenen Empfehlungen des Rates gewährleisten", 
für den Fall, daß einzelne Länder dem nicht Folge

leisten, sind jedoch keine Strafen oder Zwangsmaß­
nahmen vorgesehen.

Da für die Verwirklichung der Empfehlungen der 
RGW-Organe keine Fristen gesetzt werden, ist die 
Entscheidung über Realisierung oder Nichtrealisie­
rung faktisch in das Ermessen eines jeden M itglieds­
landes gestellt.

LANGER INSTANZENW EG

Die Organe des RGW können also keine verbindli­
chen Anweisungen geben. Jede ihrer Empfehlungen 
erfordert gesonderte bi- oder m ultilaterale Abma­
chungen zwischen den betroffenen Ländern. Auf 
Grund der unterschiedlich gelagerten nationalen In­
teressen werden die RGW-Empfehlungen jedodi bei 
den notwendigen Verhandlungen häufig verwässert. 
Auch ist bei voller Übereinkunft der Beteiligten der 
Zeitraum zwischen dem Erlaß der Empfehlung und 
ihrer Verwirklichung sehr groß, weil der zu durch­
laufende Instanzenweg zu langwierig ist.

Den Empfehlungen durch den Rat oder eine der Kom­
missionen haben zu folgen:

□  die Billigung durch das Exekutiv-Komitee des 
RGW;

□  bilaterale Verhandlungen zwischen den an der 
Empfehlung interessierten oder betroffenen Ländern;

□  bilaterale Abkommen;

□  Aufnahme und Einordnung in die nationalen W irt­
schaftspläne;

□  W eiterleitung an die W irtschaftseinheiten.

Ähnlich schwerfällig ist der W eg von unten nach 
oben. Bis die Vorschläge und Wünsche eines Mit­
gliedslandes bis zur obersten Instanz gelangen, ver­
gehen im allgemeinen ein bis anderthalb Jahre.
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Um eine bessere Verwirklichung der Empfehlungen 
des RGW zu gewährleisten, wurde Ende 1967 be­
schlossen, daß die von jedem  Land übernommenen 
Spezialisierungs- und Kooperationsverpflichtungen zu­
künftig in Form von bi- und m ultilateralen Abkom­
men mit allen sich daraus ergebenden Rechten und 
Pflichten (einschließlich Lieferbedingungen, Garantien, 
Sanktionen usw.) festgelegt werden. )̂

Die Schaffung internationaler Institutionen und Orga­
nisationen blieb bisher in bescheidenen Grenzen. Im 
Vergleich mit W esteuropa ist ihre Zahl gering. Dem 
noch hohen Grad an Zentralisierung der Wirtschafts­
lenkung im Innern der RGW-Länder steht also eine 
starke Dezentralisierung im Rahmen des RGW ge­
genüber. Für die einzelnen W irtschaftssektoren w ur­
den eine Reihe von Institutionen und Organisationen 
gegründet.

In der Industrie:
□  „Intermetall". Diese O rganisation w urde im Juli 
1964 gegründet. Sie soll die Spezialisierung der Teil­
nehmerländer in verschiedenen Bereichen der Er­
zeugung von W alzmaterial organisieren, die Investi­
tionen im Bereich der Stahlindustrie koordinieren 
und die Produktionspläne der einzelnen M itglieds­
länder aufeinander abstimmen. Ihre Aufgabe ist es 
weiterhin, für die Auslastung zeitweilig freier Kapa­
zitäten und für die Einführung von Standards in der 
Metallindustrie zu sorgen. M itgliedsländer sind nicht 
alle RGW-Partner, sondern nur die Tschechoslowakei, 
Polen, Ungarn (Gründungsländer), Bulgarien, M ittel­
deutschland und die UdSSR.

□  „Organisation für die Zusammenarbeit in der 
Kugellagerindustrie" (OZK). Die 1964 gegründete 
OZK dient der besseren Auslastung der Produktions­
kapazitäten auf diesem Engpaß-Sektor und der schnel­
leren Einführung des technischen Fortschritts. Mit­
gliedsländer sind die UdSSR, die Tschechoslowakei, 
Mitteldeutschland, Bulgarien, Polen und Ungarn.

□  Internationale Aktiengesellschaften. Bisher beste­
hen drei solcher Gesellschaften, deren Aktionäre die 
beteiligten Staaten sind. Es sind die polnisch-ungari­
sche „Haldex" (zur Verwertung von Abraumhalden 
des Kohlenbergbaus) und die ungarisch-bulgarischen 
Gesellschaften „Agromasch" (für den Bau und den 
Export von landwirtschaftlichen Maschinen) und „In- 
transmasch" (für die Durchführung wissenschaftlicher 
Forschungen und Entwicklungen im Bereich des in­
nerbetrieblichen Transportwesens).

Im Verkehrswesen:
□  Rohrleitungssystem „Freundschaft“. Durch dieses 
System wird Erdöl aus dem W olga-Ural-Gebiet in 
alle osteuropäischen RGW-Länder mit Ausnahme von 
Albanien, Bulgarien und Rumänien transportiert.

□  Elektro-Verbundsystem „Frieden“. Dieses V er­
bundsystem vereinigt die Elektrizitätsnetze der west-

I) Vgl. Ekonom iceskaja gaseta , N r. 1, M oskau 1958, S. 42.

liehen UdSSR, Bulgariens, Ungarns, Rumäniens, der 
Tschechoslowakei, Mitteldeutschlands und Polens.

□  Gemeinsame Befrachtungsbüros für die Eisenbah­
nen und den Seeverkehr zur Koordinierung der Land- 
und Seetransporte und zur Vermeidung von Leer­
fahrten bzw. nicht voller Auslastung von Bahnwag­
gons und Schiffen.
□  Gemeinsamer Güterwagenpool „OP".
Im Bankwesen:

□  Internationale Bank für wirtschaftliche Zusammen­
arbeit (MBES). Die Bank dient der m ultilateralen Ver­
rechnung in transferablen Rubeln und der Unter­
stützung von Entwicklungsvorhaben durch Kredite.

DER ZW A N G  ZUR INTEGRATION

Trotz der nur geringen institutioneilen Integration 
bestehen für eine engere wirtschaftliche Zusammen­
arbeit der RGW -Staaten zwingende Notwendigkeiten. 
Dementsprechend betraditen  die M itgliedsländer den 
RGW und dessen Fortbestehen als unbedingt erfor­
derlich, auch wenn sich einzelne von ihnen bemühen, 
die eingegangenen Bindungen zu lockern. Die geo­
graphische Lage — abseits der großen internationa­
len Verkehrswege — und ungenügende Rohstoffvor- 
kommen zwingen diese Staaten zu einer stärkeren 
Verbindung mit der Sowjetunion. Die ökonomische 
Rückständigkeit der Mehrzahl der RGW-Länder macht 
sie von einem M arkt abhängig, der vor der Konkur­
renz des W eltm arktes geschützt ist und ihnen die 
Möglichkeit gibt, ihre im W esten nicht absetzbaren 
Produkte zu veräußern. Daß die ökonomische Rück­
ständigkeit durch den mangelnden Kontakt mit dem 
technischen Fortschritt des W estens und den fehlen­
den Zwang zu dessen Einführung verlängert wird, 
ist eines der großen Probleme, vor denen die soziali­
stischen Volkswirtschaften stehen.

DAS ROHSTOFFPROBIEM

Als einziges der RGW-Länder verfügt die Sowjet­
union über ausreichende Lagerstätten an primären 
Energieträgern. Das betrifft die Vorkommen an Stein­
kohle ebenso wie die Vorkommen an Erdöl. Neben 
der UdSSR verfügt nur Polen über umfangreiche 
Steinkohlevorkommen (Förderung 1966: 122 Mill. t). 
Uber Erdöl (Förderung der UdSSR im Jahre 1966: 
265 Mill. t) verfügt neben der Sowjetunion in nen­
nenswertem Ausmaß nur noch Rumänien (Förderung 
1966: 12,8 Mill. t). Die Produktion an primären Ener­
gieträgern konnte in den vergangenen Jahren nicht 
nur in der UdSSR, sondern auch in den anderen ost­
europäischen Ländern erheblich gesteigert werden. 
Das betrifft auch die Förderung von Braunkohle, 
deren Hauptproduzent zur Zeit noch Mitteldeutsch­
land ist. Die Industrialisierung in den RGW-Staaten 
machte jedoch schnellere Fortschritte als die Energie­
produktion. Dadurch wurde die in all diesen Ländern
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bestehende M angelsituation noch verstärkt, wobei 
das Energiebilanzdefizit besonders bei Ungarn in den 
kommenden Jahren w eiter zunehmen wird. Um den 
eigenen Energiebedarf decken zu können, mußte 
Polen sogar zeitweise seine Steinkohlenexporte ein­
schränken.

Die industriellen Wachstumsraten der osteuropäischen 
Länder sind zwar heute nicht mehr so hoch wie in 
den fünfziger Jahren, dennoch werden auch die kom­
menden Jahre erhebliche Zuwachsraten bringen. Da­
mit wird der Energiebedarf w eiter zunehmen, zumal 
diese Volkswirtschaften heute einen Reifestand er­
reicht haben, der den Übergang vom extensiven zum 
intensiven W irtschaften bedingt. Intensives W irt­
schaften jedoch bedeutet eine größere Kapitalinten­
sität, also eine verstärkte Mechanisierung der Pro­
duktion und damit einen höheren Energieverbrauch. 
Schon jetzt wird die Erzeugung von Elektroenergie 
in einigen RGW-Ländern durch Mangel an Primär­
energieträgern gehemmt. Da zu wenig neue Kapa­
zitäten errichtet werden, sind die alten überlastet 
und schnell reparaturbedürftig. Das bedingt einen 
höheren spezifischen Energieverbrauch. Er wird noch 
verstärkt durch die Überalterung der Kapazitäten. 
In der Tschechoslowakei sind 45 Vo der energeti­
schen A usrüstung (Kessel und Öfen) und 40 Vo der 
G eneratoren 30 und mehr Jahre alt. Nur aus diesen 
Ursachen erklärt sich der außerordentlich hohe Ener­
gieverbrauch pro Kopf der Bevölkerung.

W egen des herrschenden Kapitalmangels ist kaum 
damit zu rechnen, daß hier eine Änderung eintritt. 
Sollte dies jedoch der Fall sein, so könnte der V er­
brauch an Prim ärenergieträgern fühlbar gesenkt wer­
den. Trotzdem werden in keinem der osteuropäischen 
Länder die nationalen Energieressourcen ausreichen, 
um den Energiebedarf zu decken. Die ungedeckte 
Bedarfslücke wird in den kommenden Jahren stark 
zunehmen.

Diese pessimistische Prognose wird noch dadurch be­
stärkt, daß auch in diesen Ländern der Prozeß der 
Substitution von Kohle durch Erdöl eingesetzt hat 
und, obwohl bewußt zurückgedrängt, in den kommen­
den Jahren fortschreiten wird. Hinzu kommt die zu­
nehmende Verwendung von Prim ärenergieträgern als 
Rohstoff für die chemische Industrie, die besonders 
den Bedarf an Erdöl stark ansteigen läßt. Über Erd­
öl verfügt jedoch neben der Sowjetunion nur Rumä­
nien in ausreichenden Mengen, das aber, obwohl es 
nur Erdölderivate exportiert, selbst schon Importe 
aus dem Nahostraum tätigt.

KEINE ROHSTOFFIMPORTE AUS DEM WESTEN

Für die osteuropäischen Länder besteht daher der 
Zwang (und er wird in den kommenden Jahren in

2) Vgl. M irovaja  socia lis ticeskaja  sistem a d iozja istva , Bd. 3, M os­
kau  1967, S. 140.

immer stärkerem  Maße bestehen), ihren Energiebe­
darf durch Importe zu decken. Einfuhren aus nicht­
sozialistischen Ländern kommen dabei aus den fol­
genden Gründen nicht in Frage:
□  Erdöl- und Kohleimporte aus nichtsozialistischen 
Ländern müssen in konvertibler W ährung bezahlt 
werden. W egen des nach wie vor herrschenden De­
visenmangels w erden die osteuropäischen Länder da­
her jeden Rohstoffimport, für den in harter W ährung 
zu zahlen ist, umgehen. Wo bisher bereits Erdöl­
oder Erdgasimporte aus nichtsozialistischen Ländern 
getätigt werden, wird dafür entweder durch Errich­
tung von Entwicklungsprojekten (UdSSR in Persien) 
oder durch die Gegenlieferung von eigenen Industrie­
gütern (Rumänien und Persien) bezahlt.

Die östlichen Ökonomen lassen sich dabei von fol­
genden Überlegungen leiten: Die knappen W estde­
visen können w eitaus effizienter für den Ankauf von 
Maschinen und A usrüstungen verw endet werden, die 
im RGW-Bereich nicht oder nicht in vergleichbarer 
Qualität hergestellt werden. Rohstoffe dagegen sind 
gegen Zahlung in „weicher" W ährung bzw. gegen 
Lieferung von auf dem W eltm arkt nicht absetzbaren 
W aren aus der Sowjetunion und anderen Partner­
staaten zu beziehen. In der Tat stammen von den 
Importen an Erdöl und Erdölprodukten bei Bulgarien 
95 Vo, bei Ungarn 92,5 Vo, bei M itteldeutschland 94,5 Vo, 
bei Polen 85,4 Vo und bei der Tschechoslowakei 93 “/o 
aus der UdSSR.
□  Mit der Fertigstellung des Rohrleitungssystems 
„Freundschaft" hat sich der Erdöltransport außeror­
dentlich verbilligt, und zwar um ca. 66 Vo. Die 
Rohrleitungen sind ein zuverlässiges und billiges 
M assentransportmittel, mit deren Hilfe das Rohöl bis 
an die V erarbeitungsstätten befördert werden kann. 
Sie sind von klimatischen Einflüssen unabhängig. Auf 
Grund des in allen osteuropäischen Ländern herr­
schenden politischen Systems (von dessen Fortbe­
stehen zu diesem Zeitpunkt ausgegangen werden 
kann) sind sie politisch mit der Sowjetunion als Lie­
ferland verbunden und dam it von Krisensituationen 
(wie Suez-Krise oder Israel-Krieg), die auf die Erd­
öllieferungen einwirken, unabhängig.

SOW JETISCHE ERDO ILIEFERUN GEN

Diese Unabhängigkeit, die dem energiepolitischen 
Postulat der Sicherheit des Bezugs entspricht, ist ein 
wesentlicher Faktor. Es muß w eiter in Betracht ge­
zogen werden, daß keines der osteuropäischen Län­
der an einem der großen W eltm eere gelegen ist, 
daß sie sich vielmehr sämtlich abseits der großen 
Schiffahrtsrouten befinden, also verkehrsm äßig un­
günstig liegen. Ostsee und Schwarzes M eer sind für 
die großen Supertanker, die zu einer erheblichen 
Verbilligung der Erdöltransporte geführt haben, nicht 
zugänglich. Die osteuropäischen Länder könnten also 
nicht im gleichen Maße wie die anderen Länder der
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Welt an der Vergrößerung der Transportgefäße pro­
fitieren und hätten weiterhin hohe Frachtraten zu 
zahlen, wenn sie ihr Erdöl über den Seeweg bezögen. 
Im Jahr 1966 wurden ca. 16 Mill. t, 1967 ca. 17-18 Mill. 
t Rohöl durch die Rohrleitung „Freundschaft" bezo­
gen.

Das den osteuropäischen Ländern von der UdSSR ge­
lieferte Erdöl ist wesentlich teurer als das auf dem 
W eltmarkt angebotene Erdöl und auch teurer als 
die sowjetischen Lieferungen an westeuropäisdie 
Länder wie die Bundesrepublik Deutschland, Italien 
und Frankreich. Dennoch erscheint selbst bei Außer­
achtlassung der oben angeführten Gründe der Be­
zug günstig, weil die Gründung eigener Erdölgesell­
schaften entfällt. Fast alle westeuropäischen Indu­
strienationen verfügen über nationale Erdölgesell­
schaften, die große Kapitalsummen in die Erdölsuche 
und die Erdölförderung in anderen Teilen der W elt 
investieren müssen, um ihr Land (und andere V er­
braucher) versorgen zu können. So kostet beispiels­
weise eine einzige Aufschlußbohrung in der Nordsee 
12 Mill. DM. Im Durchschnitt w ird jedodi nur jede
11. Bohrung fündig!

Bei der herrschenden Kapitalknappheit ziehen es da­
her die osteuropäischen Länder vor, an Stelle hoher 
Investitionen oder großer Entwicklungskredite ihren 
Entwicklungsbeitrag an die Sowjetunion über den 
Preis zu zahlen. Dabei muß berücksiditigt werden, 
daß die UdSSR auf Grund des wachsenden eigenen 
Energiebedarfs dazu gezwungen ist, den Bedarf der 
anderen sozialistischen Länder über die Erschließung 
neuer Lagerstätten zu decken.

Es sind also schwerwiegende ökonomische Vorteile, 
die sich für die osteuropäischen Staaten durch eine 
Zusammenarbeit auf dem Energiesektor, insbesondere 
im Bereich des Erdöls ergeben. So werden denn auch 
92 ”/o des Erdöl-Importbedarfs der europäischen sozia­
listischen Länder durch die Sowjetunion, 5,4 “/o durch 
andere RGW -Mitgliedstaaten gedeckt (Zahlen für 
1965).

HOHE TRANSPORTKOSTEN BEI DER SOWJETISCHEN KOHLE

Ähnlich ist die Situation bei der Kohle, deren Be­
darf zu 98 °/o innerhalb des RGW gedeckt wird. Die 
hier vorhandene ökonomische Lage entspricht w eit­
gehend der des Erdöls. Auch hier erscheint es gün­
stiger, den Bedarf im eigenen Bereich zu decken. 
Gegen ein solches Vorgehen gibt es allerdings ein 
Gegenargument: das Transportproblem. Die V orräte 
Polens an Steinkohle reichen nicht aus, den eigenen 
Bedarf und den der osteuropäischen Partnerstaaten zu 
decken. Die anderen Länder fördern nur geringe 
Mengen an Steinkohle. Die sowjetischen Kohlevor­
räte befinden sich jedoch zu 80 Vo in den Gebieten 
jenseits des Urals, in den Bezirken von Kusnez und 
Karaganda, in  Ostsibirien und dem Fernen Osten. 
Die Kohlenbilanz des europäischen Landesteils da­

gegen ist defizitär, so daß die Industrien im W esten 
des Landes auf große Entfernungen aus dem Osten 
versorgt werden müssen. Die Kohlen des Donez- 
Beckens, im westlichen Landesteil gelegen, sind, ähn­
lich wie die anderen in der europäischen Sowjetunion 
geförderten Kohlen, nur unter außerordentlich hohen 
Selbstkosten zu fördern. Die bei Lemberg geförderte 
Kohle hat einen hohen Schwefelgehalt und ist des­
wegen nur bedingt verwendbar.

Die Versorgung der osteuropäischen Staaten muß 
also zumindest zu einem großen Teil aus dem Osten 
der UdSSR erfolgen. Dabei ist der Bedarf dieser 
Länder groß, da der Substitutionsprozeß Kohle — 
Erdöl noch nicht weit fortgeschritten ist. Noch wird 
der H auptenergiebedarf durch Kohle gedeckt.

Die aus der Sowjetunion bezogenen Kohlemengen 
sind daher mit hohen Transportkosten belastet. Die 
UdSSR lieferte im Jahre 1965 17,8 Mill. t Steinkohle 
in die Länder des RGW. Durdi die außerordentlich 
hohen Transportkosten entstanden für die osteuro­
päischen Länder große M ehrbelastungen, zumal die 
Kohle auf dem Landweg, also mit der Bahn, befördert 
werden mußte. Hinzu kommt das Umladen an den 
Grenzstationen, da Spurwechselradsätze noch nicht in 
genügend großer Zahl zur Verfügung stehen. Selbst 
bei Zurechnung von Range-Zuschlägen bei Fahrten 
in die Ostsee oder das Schwarze Meer, w äre ein Im­
port aus den USA oder aus der BRD kostengünstiger 
gewesen. H ier wiegt wahrscheinlich das Devisenargu­
ment so schwer, daß sich die betroffenen Länder doch 
zum Import sowjetischer Kohle entschlossen.

KAPITALHILFE FÜR POLNISCHE KOHLE

Einen erheblichen Teil ihres Steinkohlenbedarfs dek- 
ken sie durch Importe aus Polen (1966: 12,3 Mill t). 
Bei den polnischen Lieferungen entfallen die hohen 
Transportkosten bei Vorhandensein aller anderen in 
bezug auf die UdSSR genannten Vorteile.

Auch für Polen bedeutet allerdings die Versorgung 
der RGW-Partner einen erhöhten Kapitalaufwand. 
Bei der Nutzung von Primärenergievorkommen wer­
den in der Regel zuerst die leicht zugänglichen er­
schlossen. Die schwer zugänglichen werden erst mit 
zeitlichem Abstand herangezogen, wenn die anderen 
erschöpft sind oder in ihrer Ergiebigkeit nicht mehr 
ausreichen. Das bedingt mit der Zeit steigende Kapi­
talaufwendungen.

Da der Kohle-Abbau in Polen das Stadium der stei­
genden Aufwendungen erreicht hat, w erden die Ab­
nehm er im RGW-Bereich ihren Kapitalbeitrag für 
die weitere Erschließung leisten müssen. Das kann, 
w ie bei der Sowjetunion, über den Preis erfolgen, 
es kann aber auch durch Kredite geschehen. Solche 
V ereinbarungen sind, soweit bekannt, bisher zwischen 
der Tschechoslowakei und Polen und der UdSSR so­
wie zwischen Mitteldeutschland und Polen und der
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UdSSR abgeschlossen worden. Die Tsdiechoslowakei 
leistet eine bedeutendere Kapitalhilfe für die Ent­
wicklung der sowjetischen Erdölindustrie, die in Ge­
stalt von sowjetischen Rohöllieferungen bis zum Jahr 
1984 zurückgezahlt wird.

Fast alle osteuropäischen Länder verfügen über be­
schränkte Vorkommen an den wichtigsten Grund­
stoffen, wobei verschiedene Länder, wie beispiels­
weise Bulgarien und Rumänien, relativ gut gestellt 
sind. Alle sind jedoch von Importen abhängig.

Auch hier erscheint die UdSSR als ein günstiger Part­
ner: Von den im RGW-Bereich festgestellten Eisen­
erzvorkommen entfallen 80-85 "/o auf die Sowjetunion. 
Sie verfügt auch über die mengenmäßig größten V or­
kommen an anderen wichtigen Rohstoffen wie Kupfer, 
Blei, Zink, M anganerz u. a. Auch in bezug auf diese 
Rohstoffe bietet sich für die osteuropäischen Staaten 
die Möglichkeit, sie im Austausch gegen Landespro­
dukte zu erwerben, die auf anderen M ärkten der 
W elt nicht oder nur zu ungünstigen Preisen abge­
setzt werden können.

Allerdings sind diese Rohstoffe über große Entfer­
nungen zu befördern. So beträgt die Entfernung vom 
Förderort bis zur Staatsgrenze der UdSSR bei Eisen­
erz 1000-1200 km. Die für diese Entfernung aufzu­
wendenden Transportkosten machen ungefähr 50 Vo 
der Produktionsselbstkosten aus.

Dabei muß jedoch in Betracht gezogen werden, daß 
bei Bezügen aus anderen Ländern (ausgenommen 
Schweden) sich der Schiffstransport auf Grund der 
Abseits-Lage von Ostsee und Schwarzem Meer ver­
teuern würde. Die Bergfahrt auf der Donau ist teuer, 
zumindest solange die Regulierung am Eisernen Tor 
nicht beendet ist. W egen der hohen Bergfahrt-Tarife 
ist es für die Tschechoslowakei beispielsweise billi­
ger, Erze aus China, Indien oder Albanien auf dem 
gebrochenen See-/Bahnweg über Stettin zu beziehen 
als über den Schwarzmeerweg. Die Kostensituation ist 
also so, daß der Bezug von der Sowjetunion bei Ab­
wägung aller Vor- und Nachteile noch immer günstig 
erscheint.

M ANGEL AN ELEKTROENERGIE

Der Sektor der Elektroenergie gehört zu den Eng­
pässen der Volkswirtschaften Osteuropas. Einen be­
sonderen Mangel verzeichnet Ungarn, dessen Bedarf 
durch die energieintensive Aluminiumindustrie be­
sonders hoch ist. In allen RGW-Staaten wird der 
private Konsum an Elektroenergie durcäi staatliche 
Maßnahmen eingeschränkt. Die Industrie hat V er­
brauchsnormen einzuhalten.

In dieser M angelsituation kommt dem Elektrover- 
bundsystem „Frieden" besondere Bedeutung zu. Dies 
gilt tun so mehr, als durch die fortschreitende Indu­
strialisierung der osteuropäischen Länder und die

3) M irovaja  socia lis ticeska ja  sistem a d ioz ja istva , a, a. O., S. 248.

Steigerung der K apitalintensität der Produktion der 
Energiebedarf in den kommenden Jahren  w eiter zu­
nehmen wird. Die Erschließung eigener Ressourcen 
ist begrenzt: Auch der Neubau von W asserkraftw er­
ken kann zu keiner wesentlichen Entlastung führen. 
Eine Ausnahme bildet Rtunänien, das nach Fertig­
stellung des W asserkraftw erkes am Eisernen Tor 
einen erheblichen Teil seines Bedarfs mit Energie 
aus W asserkraftw erken befriedigen kann. Vorläufig 
kann in allen Ländern nur der Spitzenbedarf durch 
Hydroenergie gedeckt werden.

Das Verbundsystem „Frieden" b ietet den Vorteil, daß 
ein Ausgleich der Spitzenbelastungen zwischen den 
beteiligten Ländern durchgeführt werden kann. Be­
günstigt wird dies durch den Zeitunterschied zwischen 
der UdSSR imd anderen osteuropäischen Ländern und 
den unterschiedlichen Zeiten des Spitzenbedarfs. 
Durch Lieferung und Gegenlieferung w erden die 
Rechnungen zwar nicht ausgeglichen, jedoch vermin­
dert. Die Zahlung der Überschüsse erfolgt in  „wei­
cher" W ährung oder in Gütern. 1966 w urden bereits 
5,9 Mrd. kWh, in den ersten neun M onaten 1967 ca. 
6,5 Mrd. kW h Elektroenergie über das gemeinsame 
Leitungssystem ausgetauscht.

Da die Kapazitäten in der Elektrizitätswirtschaft nach 
der Spitzenbelastung ausgerichtet sein müssen, kön­
nen durch das Verbundsystem Investitionen unter­
lassen werden, die ohne den Ausgleich erforderlich 
würden. Es ist damit ein Grund mehr für eine w ei­
tere Zusammenarbeit im RGW.

INDUSTRIELLE ENTW ICKLUNG UND AUSSENHANDEL

Die seit Übernahme des kommunistischen Systems in 
den Ländern Osteuropas betriebene Bevorzugung des 
Investitionsgütersektors bei Vernachlässigung des 
Konsumgutbereichs hat in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten zu überdurchschnittlichen W achstumsra­
ten geführt, die ihren Ausdruck in  einem zunehmen­
den industriellen Reifegrad dieser Staaten findet. 
Auch die ehemals rein agrarischen Staaten Südost­
europas und Polen sind heute bereits in der Lage, 
Investitionsgüter und industrielle Konsumgüter in 
Mengen zu produzieren, die den eigenen Bedarf dek- 
ken und darüber hinaus Exporte zulassen.

Der zunehmende wirtschaftliche Reifegrad erfordert 
aber andererseits Importe von hochwertigen Investi­
tionsgütern, die im östlichen Bereich nicht oder nur 
in schlechter Q ualität zu haben sind. Soweit sie über­
haupt dort hergestellt werden können, sind dazu im 
allgemeinen nur die Länder mit großer industrieller 
Erfahrung, also M itteldeutschland und die Tschecho­
slowakei in der Lage. Sie sind aber neben ihrem 
starken eigenen Bedarf durch langfristige V erträge 
in einem solchen Maß an die Sowjetunion gebunden, 
daß sie den Bedarf der anderen Partner im RGW 
nicht decken können.
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Trotz der sdilediten Devisenlage bleibt den RGW- 
Ländern daher kein anderer Weg, als die benötigten 
Güter und Ausrüstungen in westlichen Industrielän­
dern zu kaufen. Um Zahlungsmittel zu erhalten, lie­
fern sie neben den traditionellen Landesprodukten 
Industriegüter nach dem W esten. Da ihr Entwick­
lungsstand noch nicht ausreicht, um W eltm arktstan­
dard zu erreichen, bieten sie die qualitativ besten 
ihrer Erzeugnisse an, z.T. zu Preisen, die wegen 
der Qualitätsdifferenz zu westlichen Erzeugnissen 
(unter Zugrundelegung der bestehenden Umrech­
nungskurse) oftmals unter den Gestehungskosten lie­
gen. Die Güter zweiter und dritter W ahl sind auf 
dem W eltm arkt nicht absetzbar.

W egen der langjährigen M angelsituation in allen 
Bereichen des wirtschaftlichen Lebens der osteuro­
päischen Länder und dem noch geringen Q ualitäts­
bewußtsein, das nicht zuletzt seine Ursache in der 
bisherigen relativen Abgeschlossenheit vom Weft- 
markt hat, bietet der RGW-Markt noch gute Mög­
lichkeiten zum Absatz der Güter m inderer Qualität. 
Da dieser M arkt durch das in allen RGW-Ländern 
verfassungsmäßig verankerte Außenhandelsmonopol 
gegen ausländische Konkurrenz abgesdiirmt ist, ist

er als M arkt für Produkte zweiter und dritter W ahl 
von außerordentlichem W ert.

ZUSAMMENARBEIT IM RGW  BEFRISTET?

Solange die osteuropäischen Staaten nicht in der 
Lage sind, W eltm arktqualität zu produzieren, solange 
werden sie auch an der Zusammenarbeit im RGW 
festhalten. Gelingt ihnen eines Tages der Sprung 
zur W eltmarktfähigkeit, ergibt sich im RGW eine 
völlig neue Situation, da sie dann nicht mehr auf 
die Sowjetunion und ihre sozialistisdien Partner an­
gewiesen sind. Sie können den W esthandel in dem 
Maße ausdehnen, in dem sie qualitativ  einwandfreie 
Industriegüter liefern und westliche Länder Importe 
zulassen. Bekanntlich ist der Handel zwischen Indu­
striestaaten am weitesten entwickelt.

In dem Maße also, in dem die industrielle Entwick­
lung der osteuropäischen Länder gefördert wird, w er­
den potentielle H andelspartner von morgen gefördert. 
Damit wird diesen Ländern die Möglichkeit gegeben, 
ihre Bindungen an die Sowjetunion und den sozialisti­
schen Bereich zu lockern und sich in den W eltm arkt 
einzugliedern.

Welthandelskonferenz — 

eine Bilanz der Enttäuschungen
G erhard 1 M aurer, Neu-Delhi

Enttäuscht wurde in Neu-Delhi, wer gehofft hatte, 
die Verhandlungen würden sicherstellen, daß die 

Kluft zwischen den reichen und armen Ländern nicht 
noch größer wird. Voraussetzung dafür wäre, daß 
die Entwidilungsländer in Zukunft eine höhere Zu­
nahme des Pro-Kopf-Einkommens erzielten als die 
Industrienationen. Selbst dann w ürde sich die Kluft 
aber kurzfristig w eiter vertiefen. Denn aufgrund der 
Unterschiede in der absoluten Höhe der Pro-Kopf- 
Einkommen macht selbst ein prozentual geringer Zu­
wachs bei den Reichen mehr aus als ein prozentual 
höherer Zuwachs bei den Armen. Erst auf lange Sicht 
würden höhere W achstumsraten der Entwicklungslän­
der die Lücke verringern und die Chance erhöhen, das 
Niveau der fortgeschrittenen N ationen zu erreichen.

Zwischen 1960 und 1965 wuchs das Pro-Kopf-Ein- 
kommen in den westlichen Industrienationen jährlich 
um durchschnittlich 3,6 “/o, in  den sozialistischen

Staaten Osteuropas um 5,5 Vo und in den Entwick­
lungsländern um 2,0 Vo. Gleichzeitig vergrößerte sich 
das Pro-Kopf-Einkommen in den Industrienationen 
jährlich absolut um etwa 60 Dollar, während der 
Zuwachs in der Dritten W elt nur 2 Dollar betrug. Die 
Ergebnisse der Zweiten W elthandelskonferenz geben 
den W irtschaftsplanern in den Entwicklungsländern 
keine Veranlassung, hier mit grundlegenden Ände­
rungen zu rechnen.

STEIGENDE ERWARTUNGEN

Enttäusdit wurde auch, w er gehofft hatte, daß das 
von den Industrienationen im UNO-Entwicklungs- 
Jahrzehnt gesteckte Ziel eines Wirtschaftswachstums 
in den Entwicklungsländern von durchschnittlich 5 Vo 
diskutiert würde. Dieses Ziel wurde nur 1964 erreicht. 
Zwischen 1955 und 1959 betrug das durchschnittliche

WIRTSCHAFTSDIENST 1968/V 273


